
Artikel 11)

Änderung der Hessischen 
Gemeindeordnung

Die Hessische Gemeindeordnung in der
Fassung der Bekanntmachung vom 7. März
2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 24. März 2020 (GVBl. 
S. 201), wird wie folgt geändert:

1. § 4a wird wie folgt gefasst:

„§ 4a

Kreisfreie Städte und
Sonderstatus-Städte

(1) Kreisfreie Städte erfüllen in ihrem
Gebiet neben ihren Aufgaben als Ge-
meinden alle Aufgaben, die den Land-
kreisen obliegen. Die Städte Darmstadt,
Frankfurt am Main, Kassel, Offenbach
am Main und Wiesbaden sind kreisfrei.
Weitere Städte mit mehr als 100 000 Ein-
wohnern können auf Antrag durch Ge-
setz zur kreisfreien Stadt erklärt werden.

(2) Sonderstatus-Städte erfüllen ne-
ben ihren Aufgaben als Gemeinden zu-
sätzlich einzelne, ihnen durch Gesetz
oder Rechtsverordnung übertragene
Aufgaben der Landkreise. Bad Hom-
burg v. d. Höhe, Fulda, Gießen, Hanau,
Marburg, Rüsselsheim am Main und
Wetzlar sind kreisangehörige Sonder-
status-Städte. Weitere Städte mit mehr
als 50 000 Einwohnern können auf An-
trag durch Beschluss der Landesregie-
rung zur Sonderstatus-Stadt erklärt wer-
den. Dem Antrag ist ein Vorschlag über
die künftige Aufgaben- und Finanzver-
teilung zwischen der Stadt und dem
Landkreis beizufügen. Der Beschluss
wird im Staatsanzeiger für das Land
Hessen veröffentlicht.“

2. In § 8b Abs. 2 Nr. 4 wird nach dem Wort
„Gemeindeabgaben“ die Angabe „(au-
ßer der Entscheidung über den Erhe-
bungsmodus des gemeindlichen Stra-
ßenbeitrags nach § 11a Abs. 1 des Ge-
setzes über kommunale Abgaben)“ ein-
gefügt.

3. Dem § 16 Abs. 3 wird folgender Satz
angefügt:

„Die von der Gebietsänderung betroffe-
nen hauptamtlichen Bürgermeister und
Beigeordneten der bisherigen Gemein-
den haben für den Rest ihrer Amtszeit
Anspruch auf Verwendung als haupt-
amtliche Beigeordnete unter Beibehal-
tung ihrer bisherigen Besoldung in der
aufnehmenden oder neu gebildeten Ge-
meinde.“

4. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 wird nach Satz 3 folgender
Satz eingefügt:

„Auf die Bestellung kann verzichtet
werden, wenn ein hauptamtlicher
Beigeordneter nach § 16 Abs. 3 
Satz 6 vorhanden ist.“

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Nach Satz 1 wird folgender
Satz eingefügt:

„Die obere Aufsichtsbehörde hat
den Grenzänderungsvertrag mit
dem Genehmigungsvermerk im
Staatsanzeiger für das Land
Hessen öffentlich bekannt zu
machen.“

bb) Nach dem neuen Satz 4 wird
folgender Satz angefügt:

„Die beteiligten Gemeinden ha-
ben den Grenzänderungsver-
trag mit dem Genehmigungs-
vermerk der Aufsichtsbehörde
nach den für ihre Satzungen
geltenden Vorschriften öffentlich
bekannt zu machen.“

5. In § 21 Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter
„des Bürgermeisters, des Beigeordne-
ten und des Kassenverwalters“ durch
„des Bürgermeisters und des Beigeord-
neten“ ersetzt.

5a. In § 27 wird nach Abs. 3 folgender 
Abs. 3a eingefügt:

„(3a) Gewährt die Gemeinde ihren
Gemeindevertretern die Aufwandsent-
schädigung maßgeblich in Form des Sit-
zungsgelds, kann den Gemeindevertre-
tern auch ohne entsprechende Regelung
in der Entschädigungssatzung zur Abgel-
tung ihrer außerhalb von Sitzungen erfor-
derlichen Abstimmungen eine zusätzliche
Entschädigung gewährt werden. Die Ent-
scheidung über die Entschädigung sowie
ihre Höhe kann auch der Ausschuss
nach § 51a Abs. 1 treffen.“

6. In § 30 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 werden die
Wörter „drei Monaten“ durch „sechs Wo-
chen“ ersetzt.

7. In § 32 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort
„sechs“ durch „drei“ ersetzt.

8. § 33 wird wie folgt gefasst:

„§ 33

Fortfall der Wählbarkeit

Fällt eine Voraussetzung der jeder-
zeitigen Wählbarkeit fort, so endet nicht
nur die Tätigkeit als Gemeindevertreter
oder als Mitglied des Ortsbeirats, son-
dern auch die sonstige ehrenamtliche
Tätigkeit für die Gemeinde zu dem in 
§ 33 Abs. 3 Nr. 2 des Hessischen Kom-
munalwahlgesetzes bestimmten Zeit-
punkt.“

9. In § 36a Abs. 1 Satz 4 werden nach
dem Wort „zwei“ ein Komma und die
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Angabe „in Gemeinden mit mehr als 
50 000 Einwohnern aus drei“ eingefügt.

10. § 37 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 1 wird das Wort „Angestellte“
durch die Angabe „Arbeitnehmer ab
der Entgeltgruppe 9b der Entgeltord-
nung zum Tarifvertrag für den öffent-
lichen Dienst im kommunalen Be-
reich“ ersetzt.

b) In Nr. 2 wird das Wort „Angestellte“
durch „Arbeitnehmer“ ersetzt.

11. In § 42 Abs. 2 Satz 2 werden nach dem
Wort „Beigeordneten“ die Wörter „sowie
Gemeindebedienstete“ eingefügt.

12. § 43 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 3 wird das Wort „Angestellter“
durch „Arbeitnehmer“ ersetzt.

b) In Nr. 4 wird das Wort „Angestellter“
durch „Arbeitnehmer“ ersetzt.

13. § 45 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) In kreisfreien und Sonderstatus-
Städten führt der Bürgermeister die
Amtsbezeichnung Oberbürgermeister,
der Erste Beigeordnete die Amtsbe-
zeichnung Bürgermeister. Wird der Son-
derstatus aberkannt, führen Oberbür-
germeister und Bürgermeister ihre
Amtsbezeichnungen weiter, im Falle ih-
rer erneuten Berufung in dasselbe Amt
vor oder unmittelbar nach Ablauf der
Amtszeit auch für die Dauer dieser wei-
teren Amtszeiten.“

14. In § 50 Abs. 2 Satz 4 werden nach dem
Wort „schriftliche“ die Wörter „oder elek-
tronische“ eingefügt.

15. Dem § 52 Abs. 1 wird folgender Satz
angefügt:

„Der Vorsitzende kann im Einverneh-
men mit dem Bürgermeister Gemeinde-
bedienstete zu den nicht öffentlichen
Sitzungen beiziehen.“

16. In § 60 Abs. 1 wird nach Satz 1 der fol-
gende Satz eingefügt:

„Bei der Erstellung der Geschäftsord-
nung ist den Belangen der Vereinbarkeit
von Familie und Mandatsausübung
Rechnung zu tragen.“

17. § 61 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden das Wort „Die“
durch die Wörter „Eine Kopie der“
und die Wörter „offen zu legen“ wer-
den durch „an alle Gemeindevertre-
ter schriftlich oder elektronisch zu
übersenden“ ersetzt.

b) Satz 2 wird aufgehoben.

18. In § 76 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe
„Gemeinden mit mehr als 50 000 Ein-
wohnern“ durch die Wörter „kreisfreien
Städten und Sonderstatus-Städten“ er-
setzt.

19. In § 82 Abs. 6 Satz 1 werden die Wörter
„der Maßgabe“ durch „den Maßgaben“
ersetzt und nach dem Wort „erfolgt“ die
Wörter „sowie dass der Ortsbeirat min-
destens viermal im Jahr zusammentritt“
eingefügt.

20. Dem § 84 wird folgender Satz angefügt:

„Die Verpflichtung zur Einrichtung eines
Ausländerbeirats entfällt, wenn eine
Kommission zur Integration der auslän-
dischen Einwohner (Integrations-Kom-
mission) nach Maßgabe des § 89 gebil-
det wird.“

21. § 86 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „für
fünf Jahre“ durch „gleichzeitig
mit den Gemeindevertretern für
die Wahlzeit der Gemeindever-
tretung“ ersetzt.

bb) Folgende Sätze werden ange-
fügt:

„Im Fall des Satz 3 ist die Ge-
meinde verpflichtet, für die Dau-
er der nachfolgenden Wahlzeit
des Ausländerbeirats eine Inte-
grations-Kommission zu bilden.
Entsprechendes gilt im Fall des
Satz 4 für die restliche Dauer
der Wahlzeit des Ausländerbei-
rats.“

b) In Abs. 2 Satz 1 werden die Wörter
„drei Monaten“ durch „sechs Wo-
chen“ ersetzt.

c) In Abs. 3 Satz 1 wird das Wort
„sechs“ durch „drei“ ersetzt.

22. Dem § 88 Abs. 2 wird folgender Satz
angefügt:

„In allen wichtigen Angelegenheiten, die
ausländische Einwohner betreffen, kann
der Ausländerbeirat Anträge an die Ge-
meindevertretung richten; § 58 Abs. 5
Satz 3 gilt entsprechend.“

23. § 89 wird wie folgt gefasst:

„§ 89

Integrations-Kommission

(1) Die Integrations-Kommission ist
eine zur dauernden Verwaltung und Be-
aufsichtigung eines einzelnen Ge-
schäftsbereichs eingesetzte Kommissi-
on im Sinne des § 72. Sie besteht min-
destens zur Hälfte aus sachkundigen
Einwohnern, die von der Gemeindever-
tretung auf Vorschlag der Interessenver-
tretungen der Migranten gewählt wer-
den. Für den Fall, dass Wahlvorschläge
nicht in ausreichender Zahl abgegeben
werden, soll die Gemeindevertretung
Vorschläge machen. Für die Wählbar-
keit zu dieser Personengruppe gilt § 86
Abs. 3 und Abs. 4 entsprechend. Die
Hälfte der Gewählten soll weiblichen
Geschlechts sein. Außerdem soll bei der
Wahl nach Möglichkeit die Pluralität der
ausländischen Einwohner im Sinne von
§ 84 Satz 1 berücksichtigt werden.

(2) Den Vorsitz der Integrations-
Kommission führt der Bürgermeister ge-
meinsam mit einem von der Personen-
gruppe der sachkundigen Einwohner
gewählten Co-Vorsitzenden.

(3) Die Integrations-Kommission be-
rät die Organe der Gemeinde in allen
Angelegenheiten, die ausländische Ein-
wohner betreffen. § 88 Abs. 2 gilt ent-
sprechend.
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(4) Die Integrations-Kommission tritt
mindestens viermal im Jahr zusammen
und berichtet dem Gemeindevorstand
und der Gemeindevertretung einmal im
Jahr über den Stand der Integration der
ausländischen Einwohner.“

24. § 97 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 wird aufgehoben.

b) Die bisherigen Abs. 3 bis 5 werden
Abs. 2 bis 4.

25. § 112 wird wie folgt gefasst:

„§ 112

Jahresabschluss

(1) Die Gemeinde hat für den
Schluss eines jeden Haushaltsjahres ei-
nen Jahresabschluss aufzustellen. Er ist
nach den Grundsätzen ordnungsmäßi-
ger Buchführung aufzustellen und muss
klar und übersichtlich sein. Er hat sämt-
liche Vermögensgegenstände, Schul-
den, Rechnungsabgrenzungsposten,
Erträge, Aufwendungen, Einzahlungen
und Auszahlungen zu enthalten, soweit
durch Gesetz oder aufgrund eines Ge-
setzes nichts anderes bestimmt ist. Der
Jahresabschluss hat die tatsächliche
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
der Gemeinde darzustellen.

(2) Der Jahresabschluss besteht aus

1. der Vermögensrechnung (Bilanz),

2. der Ergebnisrechnung und

3. der Finanzrechnung.

(3) Der Jahresabschluss ist durch ei-
nen Rechenschaftsbericht zu erläutern.

(4) Dem Jahresabschluss sind als
Anlagen beizufügen

1. ein Anhang, in dem die wesentlichen
Posten des Jahresabschlusses zu
erläutern sind, mit Übersichten über
das Anlagevermögen, die Forderun-
gen und die Verbindlichkeiten sowie

2. eine Übersicht über die in das fol-
gende Jahr zu übertragenden Haus-
haltsermächtigungen.

(5) Der Gemeindevorstand soll den
Jahresabschluss der Gemeinde inner-
halb von vier Monaten aufstellen und
die Gemeindevertretung sowie die Auf-
sichtsbehörde unverzüglich über die we-
sentlichen Ergebnisse der Abschlüsse
unterrichten.

(6) Die Aufsichtsbehörde hat die Ge-
nehmigung nach § 97a bis zur Unter-
richtung der Gemeindevertretung über
den aufgestellten Jahresabschluss nach
Abs. 5 zurückzustellen. Enthält die
Haushaltssatzung keine genehmigungs-
bedürftigen Teile nach § 97a, darf sie
abweichend von § 97 Abs. 4 Satz 3 erst
nach der Unterrichtung der Gemeinde-
vertretung über den aufgestellten Jah-
resabschluss nach Abs. 5 bekannt ge-
macht werden.“

26. Nach § 112 werden als §§ 112a und
112b eingefügt:

„§ 112a

Gesamtabschluss

(1) Der Jahresabschluss der Ge-
meinde ist zusammenzufassen mit den
nach Handels-, Eigenbetriebs- oder
kommunalem Haushaltsrecht aufzustel-
lenden Jahresabschlüssen

1. der Sondervermögen, für die Son-
derrechnungen geführt werden,

2. der Unternehmen und Einrichtungen
mit eigener Rechtspersönlichkeit,
ausgenommen Sparkassen und
Sparkassenzweckverbände, an de-
nen die Gemeinde beteiligt ist,

3. der Zweckverbände und Arbeitsge-
meinschaften nach dem Gesetz über
die kommunale Gemeinschaftsar-
beit, bei denen die Gemeinde Mit-
glied ist,

4. der Wasser- und Bodenverbände
nach dem Wasserverbandsgesetz
vom 12. Februar 1991 (BGBl. I 
S. 405), geändert durch Gesetz vom
15. Mai 2002 (BGBl. I S. 1578), bei
denen die Gemeinde Mitglied ist,

5. der rechtlich selbstständigen örtli-
chen Stiftungen, die von der Ge-
meinde errichtet worden sind, von ihr
verwaltet werden und in die sie Ver-
mögen eingebracht hat,

6. der Aufgabenträger, deren finanzielle
Grundlage wegen rechtlicher Ver-
pflichtung wesentlich durch die Ge-
meinde gesichert wird.

(2) Die Gemeinde hat spätestens die
zum 31. Dezember 2021 aufzustellen-
den Jahresabschlüsse zusammenzufas-
sen. Dem zusammengefassten Jahres-
abschluss ist ein Anhang nach § 112
Abs. 4 Nr. 1 beizufügen. Die Jahresab-
schlüsse der in Abs. 1 genannten Auf-
gabenträger müssen nicht einbezogen
werden, wenn sie für die Verpflichtung
nach § 112 Abs. 1 Satz 4 von nachran-
giger Bedeutung sind.

(3) Die Gemeinde hat bei den in 
Abs. 1 genannten Aufgabenträgern da-
rauf hinzuwirken, dass ihr das Recht
eingeräumt wird, von diesen alle Infor-
mationen und Unterlagen zu verlangen,
die sie für die Zusammenfassung der
Jahresabschlüsse für erforderlich hält.

(4) Die Jahresabschlüsse der Aufga-
benträger nach Abs. 1, bei denen der
Gemeinde die Mehrheit der Stimmrech-
te zusteht, sind entsprechend den 
§§ 300 bis 307 des Handelsgesetzbu-
ches in der jeweils geltenden Fassung
in die Zusammenfassung nach Abs. 2
mit der Maßgabe einzubeziehen, dass
die jeweiligen Buchwerte in den Ab-
schlüssen der Aufgabenträger mit de-
nen des Abschlusses der Gemeinde zu-
sammengefasst werden. Die Jahresab-
schlüsse der Aufgabenträger nach 
Abs. 1, bei denen der Gemeinde nicht
die Mehrheit der Stimmrechte zusteht,
sind entsprechend den §§ 311 und 312
des Handelsgesetzbuches in die Zu-
sammenfassung nach Abs. 2 einzube-
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ziehen. Ist die Gemeinde an Aufgaben-
trägern nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 mittel-
bar beteiligt, gilt § 290 des Handelsge-
setzbuches entsprechend.

(5) Der zusammengefasste Jahres-
abschluss ist um eine Kapitalflussrech-
nung zu ergänzen und durch einen Be-
richt zu erläutern (Gesamtabschluss).
Dem Bericht sind Angaben zu den Jah-
resabschlüssen der Aufgabenträger
nach Abs. 1, die nicht in die Zusammen-
fassung einbezogen sind, anzufügen.

(6) Der zusammengefasste Jahres-
abschluss und der Gesamtabschluss
sind innerhalb von neun Monaten nach
Ablauf des Haushaltsjahres aufzustellen
und die Gemeindevertretung sowie die
Aufsichtsbehörde unverzüglich über die
wesentlichen Ergebnisse der Abschlüs-
se zu unterrichten.

§ 112b

Befreiung vom Gesamtabschluss

(1) Eine Gemeinde mit weniger als 
20 000 Einwohnern ist von der Pflicht,
einen Gesamtabschluss aufzustellen,
befreit.

(2) Eine Gemeinde zwischen 20 000
und bis zu 50 000 Einwohnern ist von
der Pflicht, einen Gesamtabschluss auf-
zustellen, befreit, wenn der auf die Ge-
meinde entfallende Anteil der Bilanz-
summe der nach § 112a Abs. 4 Satz 1
voll zu konsolidierenden Aufgabenträger
zusammen den Wert von 20 Prozent
der in der Vermögensrechnung der Ge-
meinde ausgewiesenen Bilanzsumme
sowohl für das Jahr der Aufstellung als
auch für das Vorjahr nicht übersteigt.

(3) Der Verzicht auf die Aufstellung
eines Gesamtabschlusses ist von der
Gemeindevertretung zu beschließen.

(4) Macht eine Gemeinde von der
Befreiung nach Abs. 1 oder 2 Gebrauch,
bleibt die Pflicht zur Erstellung eines
Beteiligungsberichts nach § 123a davon
unberührt. Der Beteiligungsbericht muss
in den Fällen des Satzes 1 zusätzlich
Angaben über die Aufgabenträger in 
§ 112a Abs. 1 Nr. 1 und 3 bis 6 enthal-
ten.“

27. In § 115 Abs. 4 Satz 2 wird die Angabe
„§ 97 Abs. 2 und 5“ durch „§ 97 Abs. 4“
ersetzt.

28. Dem § 123a Abs. 1 wird folgender Satz
angefügt:

„Der Bericht ist innerhalb von 9 Monaten
nach Ablauf des Haushaltsjahres aufzu-
stellen.“

29. In § 129 Satz 1 wird die Angabe „Ge-
meinden mit mehr als 50 000 Einwoh-
nern“ durch die Wörter „Kreisfreie Städ-
te und Sonderstatus-Städte“ ersetzt.

30. § 131 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 wird aufgehoben.

b) Der bisherige Abs. 1 Satz 1 Nr. 5
wird Nr. 4 und wie folgt geändert: 

In Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 werden nach
dem Wort „wird“ ein Semikolon und
die Angabe „dabei hat es die Umset-
zung der Feststellungen der überört-
lichen Prüfung kommunaler Körper-
schaften nach § 6 Abs. 1 Satz 3 so-
wie der allgemeinen Feststellungen
nach § 6 Abs. 3 Satz 1 des Gesetzes
zur Regelung der überörtlichen Prü-
fung kommunaler Körperschaften in
Hessen vom 22. Dezember 1993
(GVBl. I S. 708), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 7. Mai 2020
(GVBl. S. 318), zu berücksichtigen“
eingefügt.

c) Als Abs.3 wird angefügt:

„(3) Das Rechnungsprüfungsamt
unterstützt die überörtliche Prüfung
kommunaler Körperschaften insbe-
sondere mit Daten und Informatio-
nen zur Vorbereitung von Empfeh-
lungen allgemeiner Bedeutung im
Sinne des § 6 Abs. 3 Satz 1 des Ge-
setzes zur Regelung der überörtli-
chen Prüfung kommunaler Körper-
schaften in Hessen.“

31. § 136 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird die Angabe „Gemein-
den mit mehr als 50 000 Einwoh-
nern“ durch die Wörter „sonstigen
kreisfreien Städte und Sonderstatus-
Städte“ ersetzt.

b) Satz 2 wird aufgehoben.

32. § 149 wird wie folgt gefasst:

„§ 149

Übergangsvorschriften

(1) Die in § 4a Abs. 1 Satz 2 genann-
te Einwohnergrenze gilt nicht für die
Stadt Hanau.

(2) Für Direktwahlen und Bürgerent-
scheide, deren Wahl- oder Abstim-
mungstag vor dem 16. Mai 2020 be-
stimmt und öffentlich bekannt gemacht
worden ist, gilt § 30 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3
in der bis zum 15. Mai 2020 geltenden
Fassung fort.

(3) § 36a Abs. 1 Satz 4 in der bis
zum 15. Mai 2020 geltenden Fassung
gilt für die am 6. März 2016 gewählten
Gemeindevertretungen bis zum Ende
ihrer Wahlzeit am 31. März 2021 fort.

(4) § 37 in der bis zum 15. Mai 2020
geltenden Fassung gilt für die am 
29. November 2015 gewählten Auslän-
derbeiräte sowie für die am 6. März
2016 gewählten Gemeindevertretungen
und Ortsbeiräte bis zum Ende ihrer
Wahlzeit am 31. März 2021 fort.

(5) Die Möglichkeit nach § 84 Satz 3,
die Verpflichtung zur Einrichtung eines
Ausländerbeirats durch die Bildung ei-
ner Integrations-Kommission abzulösen,
besteht erstmals für die am 1. April
2021 beginnende Wahlzeit der Auslän-
derbeiräte. Macht eine Gemeinde von
dieser Befugnis Gebrauch, so ist abwei-
chend von § 6 Abs. 2 Satz 2 die Strei-
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chung der Bestimmungen über den
Ausländerbeirat in der Hauptsatzung
auch nach dem 31. März 2020 zulässig.

(6) Abweichend von § 86 Abs. 1 
Satz 1 in der bis zum 15. Mai 2020 gel-
tenden Fassung endet die Wahlzeit der
am 29. November 2015 gewählten Aus-
länderbeiräte erst mit Ablauf des 31.
März 2021.

(7) Die Verpflichtungen nach § 86
Abs. 1 Satz 5 und 6, eine Integrations-
Kommission einzusetzen, wenn die
Ausländerbeiratswahl mangels Wahlvor-
schlägen oder Bewerbern ausfällt oder
der Ausländerbeirat im Laufe seiner
Wahlzeit weniger als drei Mitglieder hat,
gelten erstmals für die am 1. April 2021
beginnende Wahlzeit der Ausländerbei-
räte.“

Artikel 22)

Änderung der Hessischen 
Landkreisordnung

Die Hessische Landkreisordnung in der
Fassung der Bekanntmachung vom 7. März
2005 (GVBl. I S. 183), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 24. März 2020 (GVBl. 
S. 201), wird wie folgt geändert:

1. In § 22 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 werden die
Wörter „drei Monaten“ durch „sechs Wo-
chen“ ersetzt.

2. § 23 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 wird das Wort
„sechs“ durch „drei“ ersetzt.

b) Abs. 3 wird aufgehoben.

3. In § 26a Abs. 1 Satz 4 wird das Wort
„zwei“ durch „drei“ ersetzt.

4. § 27 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 1 wird das Wort „Angestellte“
durch die Angabe „Arbeitnehmer ab
der Entgeltgruppe 9b der Entgeltord-
nung zum Tarifvertrag für den öffent-
lichen Dienst im kommunalen Be-
reich“ ersetzt.

b) In Nr. 2 wird das Wort „Angestellte“
durch „Arbeitnehmer“ ersetzt.

5. In § 29 Abs. 2 Satz 4 werden nach dem
Wort „schriftliche“ die Wörter „oder elek-
tronische“ eingefügt.

6. In § 38 Abs. 2 Satz 2 werden nach dem
Wort „Kreisbeigeordneten“ die Wörter
„sowie Kreisbedienstete“ eingefügt.

7. In § 39 Abs. 2 Nr. 3 wird das Wort „An-
gestellter“ durch „Arbeitnehmer“ ersetzt.

8. Dem § 66 werden als Abs. 3 bis 5 ange-
fügt:

„(3) Für Direktwahlen, deren Wahltag
vor dem 16. Mai 2020 bestimmt und öf-
fentlich bekannt gemacht worden ist, gilt
§ 22 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 in der bis zum
15. Mai 2020 geltenden Fassung fort.

(4) § 26a Abs. 1 Satz 4 in der bis
zum 15. Mai 2020 geltenden Fassung
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gilt für die am 6. März 2016 gewählten
Kreistage bis zum Ende ihrer Wahlzeit
am 31. März 2021 fort.

(5) § 27 in der bis zum 15. Mai 2020
geltenden Fassung gilt für die am 
6. März 2021 gewählten Kreistage bis
zum Ende der Wahlzeit am 31. März
2021 fort.“

Artikel 33)

Änderung des Landtagswahlgesetzes

Das Landtagswahlgesetz in der Fassung
der Bekanntmachung vom 7. April 2006
(GVBl. I S. 110, 439), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 30. Oktober 2019 (GVBl.
S. 310), wird wie folgt geändert:

1. In § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 werden die
Wörter „drei Monaten“ durch „sechs Wo-
chen“ ersetzt.

2. In § 4 werden die Wörter „einem Jahr“
durch „drei Monaten“ ersetzt.

3. § 15 wird wie folgt geändert:

a) Als neuer Abs. 5 wird eingefügt:

„(5) Auf Ersuchen der Gemeinde-
behörden sind zur Sicherstellung der
Wahldurchführung die Behörden des
Landes, der Gemeinden, der Land-
kreise sowie der sonstigen der Auf-
sicht des Landes unterstehenden ju-
ristischen Personen des öffentlichen
Rechts verpflichtet, aus dem Kreis
ihrer Bediensteten unter Angabe von
Name, Vorname, Geburtsdatum und
Anschrift zum Zweck der Berufung
als Mitglieder der Wahlvorstände
Personen zu benennen, die im Ge-
biet der ersuchenden Gemeinde
wohnen. Die ersuchte Stelle hat den
Betroffenen über die übermittelten
Daten und den Empfänger zu be-
nachrichtigen.“

b) Der bisherige Abs. 5 wird Abs. 6.

4. § 22 wird wie folgt geändert:

a) Als neuer Abs. 4 wird eingefügt:

„(4) Die Wahl der Vertreter für die
Vertreterversammlung darf frühes-
tens 41 Monate und die Aufstellung
der Bewerber und Ersatzbewerber
frühestens 44 Monate nach Beginn
der Wahlperiode des Hessischen
Landtags stattfinden; dies gilt nicht,
wenn die Wahlperiode vorzeitig en-
det.“

b) Die bisherigen Abs. 4 bis 6 werden
Abs. 5 bis 7.

5. In § 24 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe
„Abs. 5“ durch „Abs. 6“ ersetzt.

5a. Dem § 35 Abs. 1 wird folgender Satz
angefügt:

„Ist die Zahl der Wähler in einem Wahl-
bezirk so gering, dass erkennbar sein
kann, wie einzelne Wähler gewählt ha-
ben, wird abweichend von Satz 1 die
Ermittlung des Wahlergebnisses im
Wahlbezirk mit der Ermittlung des Er-
gebnisses eines anderen Wahlbezirks
verbunden.“

2) Ändert FFN 332-1
3) Ändert FFN 16-4



6. § 41 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Erklärt das Bundesverfassungs-
gericht nach Art. 21 Abs. 2 des Grund-
gesetzes eine Partei oder eine ihrer Teil -
organisationen für verfassungswidrig,
verlieren mit der Verkündung der Ent-
scheidung die Abgeordneten ihren Sitz
sowie nachrückende Bewerber und Er-
satzbewerber ihre Anwartschaft, die auf-
grund eines Wahlvorschlags dieser Par-
tei oder Teilorganisation gewählt worden
sind oder dieser Partei oder Teilorgani-
sation zum Zeitpunkt der Verkündung
der Entscheidung angehören, soweit
nicht in der Entscheidung etwas ande-
res bestimmt ist.“

Artikel 44)

Änderung
des Hessischen Kommunalwahlgesetzes

Das Hessische Kommunalwahlgesetz in
der Fassung der Bekanntmachung vom
7. März 2005 (GVBl. I S. 197), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 24. März 2020
(GVBl. S. 201), wird wie folgt geändert:

1. § 6 wird wie folgt geändert:

a) Als neuer Abs. 5 wird eingefügt:

„(5) Auf Ersuchen der Gemeinde-
vorstände sind zur Sicherstellung
der Wahldurchführung die Behörden
des Landes, der Gemeinden, der
Landkreise sowie der sonstigen der
Aufsicht des Landes unterstehenden
juristischen Personen des öffentli-
chen Rechts verpflichtet, aus dem
Kreis ihrer Bediensteten unter Anga-
be von Name, Vorname, Geburtsda-
tum und Anschrift zum Zweck der
Berufung als Mitglieder der Wahlvor-
stände Personen zu benennen, die
im Gebiet der ersuchenden Gemein-
de wohnen. Die ersuchte Stelle hat
den Betroffenen über die übermittel-
ten Daten und den Empfänger zu
benachrichtigen.“

b) Die bisherigen Abs. 5 und 6 werden
Abs. 6 und 7.

2. In § 6b Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe
„Abs. 6“ durch „Abs. 7“ ersetzt.

3. In § 11 Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter
„muss sich von den Namen“ durch „und
die Kurzbezeichnung müssen sich von
den Namen und Kurzbezeichnungen“
ersetzt.

4. Nach § 12 Abs. 1 Satz 2 wird folgender
Satz eingefügt:

„Mit der Wahl der Vertreter für die Ver-
treterversammlung darf nicht früher als
18 Monate und mit der Aufstellung der
Bewerber für die Wahlvorschläge darf
nicht früher als 15 Monate vor Ablauf
der Wahlzeit begonnen werden; dies gilt
nicht, wenn die Wiederholung der Wahl
im ganzen Wahlkreis angeordnet wur-
de.“

5. § 14 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe
„Satz 5“ durch „Satz 6“ ersetzt.

b) Dem Abs. 2 wird folgender Satz an-
gefügt:

„Fehlt die Zustimmungserklärung ei-
nes Bewerbers nach § 11 Abs. 2
Satz 3, so ist der Wahlvorschlag in-
soweit ungültig.“

5a. Dem § 20 Abs. 1 wird folgender Satz
angefügt:

„Ist die Zahl der Wähler in einem Wahl-
bezirk so gering, dass erkennbar sein
kann, wie einzelne Wähler gewählt ha-
ben, wird abweichend von Satz 1 die
Ermittlung des Wahlergebnisses im
Wahlbezirk mit der Ermittlung der Er-
gebnisse anderer Wahlbezirke verbun-
den.“

6. § 22 Abs. 6 wird wie folgt gefasst:

„(6) Bei der Verteilung der Sitze wer-
den Bewerber nicht berücksichtigt, die
verstorben sind, ihre Wählbarkeit verlo-
ren haben oder dem Wahlleiter schrift-
lich den Verzicht auf ihre Anwartschaft
erklärt haben; der Verzicht kann nicht
widerrufen werden.“

7. In § 33 Abs. 1 Nr. 2 werden die Wörter
„Verlust der Wählbarkeit oder der Fähig-
keit zur Bekleidung öffentlicher Ämter
sowie durch Eintritt“ durch „Wegfall ei-
ner Voraussetzung seiner jederzeitigen
Wählbarkeit oder der Fähigkeit zur Be-
kleidung öffentlicher Ämter sowie durch
Vorliegen“ ersetzt.

8. § 35 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Erklärt das Bundesverfassungs-
gericht nach Art. 21 Abs. 2 des Grund-
gesetzes eine Partei oder eine ihrer Teil-
organisationen für verfassungswidrig,
verlieren mit der Verkündung der Ent-
scheidung die Vertreter ihren Sitz und
nachrückende Bewerber ihre Anwart-
schaft, die aufgrund eines Wahlvor-
schlags dieser Partei oder Teilorganisa-
tion gewählt worden sind oder dieser
Partei oder Teilorganisation zum Zeit-
punkt der Verkündung der Entscheidung
angehören, soweit nicht in der Entschei-
dung etwas anderes bestimmt ist. Wird
eine Wählergruppe als Ersatzorganisati-
on einer für verfassungswidrig erklärten
Partei oder aus anderen Gründen
rechtskräftig verboten, gilt Satz 1 ent-
sprechend.“

9. § 59 wird aufgehoben.

10. § 60 wird wie folgt gefasst:

„§ 60

Wahlorgane

Die Aufgaben der Wahlorgane für die
Ausländerbeiratswahl werden von den
Wahlorganen für die Gemeindewahl
wahrgenommen.“

11. § 68a Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Für Direktwahlen, deren Wahltag vor
dem 16. Mai 2020 bestimmt und öffent-
lich bekannt gemacht worden ist, gilt 
§ 14 Abs. 2 in der bis zum 15. Mai 2020
geltenden Fassung fort.“

Nr. 26 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen – 15. Mai 2020 323

*) Ändert FFN 333-7



Artikel 6b8)

Änderung des Hessischen 
Besoldungsgesetzes

Das Hessische Besoldungsgesetzes vom
27. Mai 2013 (GVBl. S. 218, 256, 508), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 6. Septem-
ber 2019 (GVBl. S. 232), wird wie folgt ge-
ändert:

1. § 27 wird wie folgt geändert:

a) Nach Abs. 3 wird als neuer Abs. 4
eingefügt:

„(4) Abweichend von Abs. 1 und 
Abs. 2 gelten in den Gemeinden und
Landkreisen sowie in den sonstigen
Körperschaften, Anstalten und Stif-
tungen des öffentlichen Rechts, die
der Aufsicht der für kommunale An-
gelegenheiten zuständigen Ministe-
rin oder des hierfür zuständigen Mi-
nisters oder einer ihr oder ihm nach-
geordneten Behörde unterstehen,
keine Stellenobergrenzen. Bei der
Bewertung der Funktionen der Be-
amtinnen und Beamten in den Ge-
meinden und Landkreisen ist ein Ab-
stand von mindestens zwei Besol-
dungsgruppen zur jeweils maßgebli-
chen Besoldung der Bürgermeisterin
oder des Bürgermeisters gemäß § 2
Abs. 1 KomBesDAV oder der Land-
rätin oder des Landrats gemäß § 3
Abs. 1 KomBesDAV zu wahren. Die
Einrichtung von Ämtern der Besol-
dungsordnung B des Hessischen
Besoldungsgesetzes ist zugelassen,
soweit diese Ämter in der Besol-
dungsordnung B vorgesehen sind.“

b) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 5 und
wie folgt geändert:

In Satz 1 werden die Wörter „in Ge-
meinden und Landkreisen sowie“ ge-
strichen und nach dem Wort „unter-
stehen“ die Angabe „und nicht von
Abs. 4 erfasst werden“ eingefügt.

2. In § 54a Abs. 3 wird die Angabe „2021“
durch „2026“ ersetzt.

3. § 68 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Im Landesbereich kann sie diese
Befugnisse durch Rechtsvorschrift
ganz oder teilweise auf andere
Dienststellen übertragen.“

b) Nach Satz 3 wird folgender Satz an-
gefügt:

„Die obersten Dienstbehörden der
Gemeinden, Gemeindeverbände
und sonstigen der Aufsicht des Lan-
des unterstehenden Körperschaften,
Anstalten und Stiftungen des öffentli-
chen Rechts können die Befugnisse
nach Satz 1 durch schriftliche Ver-
einbarung im Einvernehmen mit dem
für das Recht des öffentlichen Diens-
tes zuständigen Ministerium ganz
oder teilweise auf eine der Aufsicht
des Landes unterstehende juristi-
sche Person des öffentlichen Rechts
übertragen.“
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Artikel 55)

Änderung des Gesetzes
über die Metropolregion 

Frankfurt/Rhein-Main

Das Gesetz über die Metropolregion
Frankfurt/Rhein-Main vom 8. März 2011
(GVBl. I S. 153), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 24. August 2018 (GVBl. S. 387),
wird wie folgt geändert:

1. In § 11 Abs. 2 Satz 3 wird die Angabe
„mit mehr als 50 000 Einwohnern“ durch
„Bad Homburg v. d. Höhe und Rüssels-
heim am Main“ ersetzt.

2. In § 12 Abs. 1 Satz 2 werden nach dem
Wort „tritt“ die Wörter „und eine Fraktion
aus mindestens drei Mitgliedern der
Verbandskammer bestehen muss“ ein-
gefügt.

Artikel 66)

Änderung des Gesetzes zur Regelung der
überörtlichen Prüfung kommunaler 

Körperschaften in Hessen

§ 6 des Gesetzes zur Regelung der über-
örtlichen Prüfung kommunaler Körperschaf-
ten in Hessen in der Fassung vom 22. De-
zember 1993 (GVBl. I S. 708), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 8. März 2011 
(GVBl. I S. 153), wird wie folgt geändert:

1. In Abs. 1 Satz 4 werden nach dem Wort
„Aufsichtsbehörde“ die Wörter „sowie
dem Rechnungsprüfungsamt“ eingefügt.

2. In Abs. 3 Satz 2 wird die Angabe „HGO“
durch die Wörter „der Hessischen Ge-
meindeordnung und den Rechnungs-
prüfungsämtern“ eingefügt.

Artikel 6a7)

Änderung des Hessischen
Beamtengesetzes

Dem § 80 Abs. 6 des Hessischen Beam-
tengesetzes vom 27. Mai 2013 (GVBl.
S. 218), zuletzt geändert durch Gesetz vom
21. Juni 2018 (GVBl. S. 291), wird folgender
Satz angefügt:

„Die obersten Dienstbehörden der Gemein-
den, Gemeindeverbände und sonstigen der
Aufsicht des Landes unterstehenden Kör-
perschaften, Anstalten und Stiftungen des
öffentlichen Rechts können die Befugnisse
nach Abs. 1 durch schriftliche Vereinbarung
im Einvernehmen mit dem für das Recht des
öffentlichen Dienstes zuständigen Ministeri-
um ganz oder teilweise auf eine der Aufsicht
des Landes unterstehende juristische Per-
son des öffentlichen Rechts übertragen.“

5) Ändert FFN 330-48
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Artikel 6c9)

Änderung des Hessischen
Beamtenversorgungsgesetzes

Das Hessische Beamtenversorgungsge-
setz vom 27. Mai 2013 (GVBl. S. 218, 312),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Juni
2019 (GVBl. S. 110), wird wie folgt geändert:

1. Dem § 64 Abs. 1 wird folgender Satz
angefügt:

„Die obersten Dienstbehörden der Ge-
meinden, Gemeindeverbände und sons-
tigen der Aufsicht des Landes unterste-
henden Körperschaften, Anstalten und
Stiftungen des öffentlichen Rechts kön-
nen die Befugnisse nach Satz 1 durch
schriftliche Vereinbarung im Einverneh-
men mit dem für das Beamtenversor-
gungsrecht zuständigen Ministerium
ganz oder teilweise auf eine der Auf-
sicht des Landes unterstehende juristi-
sche Person des öffentlichen Rechts
übertragen.“

2. § 66 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 1.

b) Als Abs. 2 wird angefügt:

„(2) Die meldepflichtigen Daten
über Dienstunfälle von Beamtinnen
und Beamten im Sinne der Verord-
nung (EU) Nr. 349/2011 der Kom-
mission vom 11. April 2011 zur
Durchführung der Verordnung (EG)
Nr. 1338/2008 des Europäischen
Parlaments und des Rates zu Ge-
meinschaftsstatistiken über öffentli-
che Gesundheit und über Gesund-
heitsschutz und Sicherheit am Ar-
beitsplatz betreffend Statistiken über
Arbeitsunfälle (ABl. Nr. L 97, S. 3)
können über die Unfallkasse Hessen
weitergemeldet werden. Einzelheiten
zum Verfahren und zur Kostenerstat-
tung können in einer Verwaltungs-
vereinbarung geregelt werden.“

Artikel 710)

Änderung des Hessischen
Finanzausgleichsgesetzes

Das Hessische Finanzausgleichsgesetz
vom 23. Juli 2015 (GVBl. S. 298), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 24. März 2020
(GVBl. S. 200), wird wie folgt geändert:

1. Dem § 3 Abs. 4 wird folgender Satz an-
gefügt:

„Soweit dieses Gesetz auf den Status
einer Gemeinde gemäß § 4a der Hessi-
schen Gemeindeordnung vom 7. März
2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 7. Mai 2020 (GVBl.
S. 318), Bezug nimmt, wird eine Ände-
rung im Ausgleichsjahr berücksichtigt,
wenn sie innerhalb des zweiten dem
Ausgleichsjahr vorangegangenen Ka-
lenderjahres erfolgt ist.“

2. § 7 Abs. 3 Nr. 1 bis 3 wird wie folgt ge-
fasst:

„1. die Gruppe der Landkreise, diese
unterteilt in

a) die Untergruppe der Landkreise
ohne Sonderstatus-Stadt nach 
§ 4a Abs. 2 der Hessischen Ge-
meindeordnung (Sonderstatus-
Stadt),

b) die Untergruppe der Landkreise
mit mindestens einer Sonder-
status-Stadt,

2. die Gruppe der kreisfreien Städte,

3. die Gruppe der kreisangehörigen
Gemeinden, diese unterteilt in

a) die Untergruppe der Grundzen-
tren mit einer Einwohnerzahl
von weniger als 7 500,

b) die Untergruppe der Grundzen-
tren mit einer Einwohnerzahl ab
7 500, die keine Sonderstatus-
Städte sind,

c) die Untergruppe der Mittelzen-
tren und Mittelzentren mit Teil-
funktionen eines Oberzentrums,
die keine Sonderstatus-Städte
sind,

d) die Untergruppe der Sondersta-
tus-Städte.“

3. § 31 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„In Landkreisen, die der Untergruppe
nach § 7 Abs. 3 Nr. 1b angehören, sind
die Einwohner der Sonderstatus-Städte
mit 75 Prozent anzusetzen.“

4. In § 50 Abs. 2 Satz 2 wird die Angabe
„kreisangehörige Gemeinden mit einer
Einwohnerzahl von mehr als 50 000“
durch „Sonderstatus-Städte“ ersetzt.

Artikel 811)

Änderung des Hessischen
Ausführungsgesetzes zum

Neunten Buch Sozialgesetzbuch

§ 10 des Hessischen Ausführungsgeset-
zes zum Neunten Buch Sozialgesetzbuch
vom 13. September 2018 (GVBl. S. 590)
wird wie folgt geändert:

1. In Abs. 1 Satz 3 wird die Angabe „Ge-
meinden ab 50 000 Einwohnern“ durch
„Sonderstatus-Städten nach § 4a Abs. 2
der Hessischen Gemeindeordnung“ er-
setzt.

2. In Abs. 2 Satz 4 wird die Angabe „kreis-
angehörigen Gemeinden mit mehr als
50 000 Einwohnern“ durch „Sondersta-
tus-Städten nach § 4a Abs. 2 der Hessi-
schen Gemeindeordnung“ ersetzt.

Artikel 912)

Änderung des Hessischen 
Personalvertretungsgesetzes

In § 8 Abs. 2 Satz 1 des Hessischen Per-
sonalvertretungsgesetzes vom 24. März
1988 (GVBl. I S. 103), zuletzt geändert
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durch Gesetz vom 3. Mai 2018 (GVBl. 
S. 82), wird die Angabe „kreisangehörigen
Gemeinden mit mehr als 50 000 Einwoh-
nern“ durch „Sonderstatus-Städten nach 
§ 4a Abs. 2 der Hessischen Gemeindeord-
nung“ ersetzt.

Artikel 1013)

Änderung des Hessischen Gesetzes
über die öffentliche Sicherheit 

und Ordnung

Das Hessische Gesetz über die öffentli-
che Sicherheit und Ordnung in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14. Januar 2005
(GVBl. I S. 14), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 23. August 2018 (GVBl. S. 374),
wird wie folgt geändert:

1. In § 83 Abs. 1 Nr. 1 wird die Angabe
„kreisangehörigen Gemeinden mit mehr
als 50 000 Einwohnern“ durch „Sonder-
status-Städte nach § 4a Abs. 2 der Hes-
sischen Gemeindeordnung“ ersetzt.

2. In § 85 Abs. 3 Satz 2 und § 86 Abs. 1
Nr. 2 wird die Angabe „Gemeinden mit
mehr als 50 000 Einwohnern“ jeweils
durch „Sonderstatus-Städte nach § 4a
Abs. 2 der Hessischen Gemeindeord-
nung“ ersetzt.

Artikel 1114)

Änderung des Hessischen 
Weiterbildungsgesetzes

Das Hessische Weiterbildungsgesetz
vom 25. August 2001 (GVBl. I S. 370), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 24. März
2015 (GVBl. S. 118), wird wie folgt geändert:

1. In der Überschrift des Zweiten Teils der
Inhaltsübersicht und in § 3 wird die An-
gabe „kreisangehörigen Gemeinden mit
mehr als 50 000 Einwohnern“ jeweils
durch „Sonderstatus-Städte nach § 4a
Abs. 2 der Hessischen Gemeindeord-
nung“ ersetzt.

2. In § 8 Abs. 1 und 3 wird die Angabe
„kreisangehörige Gemeinden mit mehr
als 50 000 Einwohnern“ jeweils durch
„Sonderstatus-Städte nach § 4a Abs. 2
der Hessischen Gemeindeordnung“ er-
setzt.

3. In § 20 Abs. 1 wird die Angabe „kreisan-
gehörigen Gemeinden über 50 000 Ein-
wohner“ durch „Sonderstatus-Städten
nach § 4a Abs. 2 der Hessischen Ge-
meindeordnung“ ersetzt.

Artikel 1215)

Änderung des Hessischen 
Ausführungsgesetzes zum Bürgerlichen

Gesetzbuch

In § 1 des Hessischen Ausführungsge-
setzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch vom
18. Dezember 1984 (GVBl. I S. 344), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 5. Oktober 2017
(GVBl. S. 294), wird die Angabe „kreisange-
hörigen Gemeinden mit mehr als 50 000
Einwohnern“ durch „Sonderstatus-Städten
nach § 4a Abs. 2 der Hessischen Gemein-
deordnung“ ersetzt.

Artikel 1316)

Änderung des Hessischen 
OFFENSIV-Gesetzes

§ 2 des Hessischen OFFENSIV-Geset-
zes vom 20. Dezember 2004 (GVBl. I 
S. 488), zuletzt geändert durch Gesetz vom
13. Dezember 2017 (GVBl. S. 470), wird wie
folgt geändert:

1. In Abs. 1 wird die Angabe „kreisangehö-
riger Gemeinden mit mehr als 50 000
Einwohnern“ durch „der Sonderstatus-
Städte nach § 4a Abs. 2 der Hessischen
Gemeindeordnung“ ersetzt.

2. In Abs. 2 werden die Wörter „kreisange-
höriger Gemeinden“ durch „von Sonder-
status-Städten“ ersetzt.

3. In Abs. 3 werden die Wörter „kreisange-
hörigen Gemeinden“ durch „Sondersta-
tus-Städten“ ersetzt.

4. In Abs. 4 werden die Wörter „kreisange-
hörigen Gemeinde“ durch „Sondersta-
tus-Stadt“ ersetzt.

Artikel 1417)

Änderung des Hessischen 
Ausführungsgesetzes zum Zwölften

Buch Sozialgesetzbuch

In § 4 Abs. 1 Satz 3 und § 4 Abs. 4 
Satz 2 des Hessischen Ausführungsgeset-
zes zum Zwölften Buch Sozialgesetzbuch
vom 13. September 2018 (GVBl. S. 590,
594), wird die Angabe „Gemeinden ab
50 000 Einwohnern“ jeweils durch „Sonder-
status-Städten nach § 4a Abs. 2 der Hessi-
schen Gemeindeordnung“ ersetzt.

Artikel 1518)

Änderung des Hessischen
Landesplanungsgesetzes

In § 15 Abs. 4 Satz 3 des Hessischen
Landesplanungsgesetzes vom 12. Dezem-
ber 2012 (GVBl. S. 590), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 24. August 2018 (GVBl.
S. 387), werden nach dem Wort „entspre-
chend“ die Wörter „mit der Maßgabe, dass
eine Fraktion aus mindestens drei Mitglie-
dern der Regionalversammlung bestehen
muss“ eingefügt.
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Artikel 1619)

Änderung der Hessischen Bauordnung

In § 60 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a der
Hessischen Bauordnung vom 28. Mai 2018
(GVBl. S. 198) wird die Angabe „kreisfreien
Städten, kreisangehörigen Gemeinden mit
einer Einwohnerzahl über 50 000“ durch
„kreisfreien Städten und Sonderstatus-Städ-
ten nach § 4a der Hessischen Gemeinde-
ordnung“ ersetzt.

Artikel 1720)

Änderung des Hessischen 
Ausführungsgesetzes zum  
Bundesnaturschutzgesetz

In § 1 Abs. 3 Satz 1 des Hessischen Aus-
führungsgesetzes zum Bundesnaturschutz-
gesetz vom 20. Dezember 2010 (GVBl. I 
S. 629), zuletzt geändert durch Gesetz vom
28. Mai 2018 (GVBl. S. 184), wird die Anga-
be „Städten mit mehr als 50 000 Einwohne-
rinnen und Einwohnern“ durch „Sondersta-
tus-Städten nach § 4a Abs. 2 der Hessi-
schen Gemeindeordnung“ ersetzt.

Artikel 1821)

Änderung des Gesetzes über den 
öffentlichen Personennahverkehr in 

Hessen

§ 5 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über den
öffentlichen Personennahverkehr in Hessen
vom 1. Dezember 2005 (GVBl. I S. 786), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 24. Mai
2018 (GVBl. S. 182), wird wie folgt gefasst:

„Aufgabenträger sind die Landkreise sowie
die kreisfreien Städte und die Sonderstatus-
Städte nach § 4a der Hessischen Gemein-
deordnung.“

Artikel 1922)

Änderung des Hessischen
Wohnraumfördergesetzes

Das Hessische Wohnraumfördergesetz
vom 13. Dezember 2012 (GVBl. S. 600), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 9. Septem-
ber 2019 (GVBl. S. 229), wird wie folgt ge-
ändert:

1. In § 11 Satz 1 und § 23 Abs. 5 wird die
Angabe „kreisangehörigen Gemeinden
mit mehr als 50 000 Einwohnerinnen
und Einwohnern“ jeweils durch „Sonder-
status-Städte nach § 4a der Hessischen
Gemeindeordnung“ ersetzt.

2. In § 25 Abs. 1 Satz 3 wird die Angabe
„kreisangehörigen Gemeinde mit mehr
als 50 000 Einwohnerinnen und Ein-
wohnern“ durch „Sonderstatus-Stadt
nach § 4a Abs. 2 der Hessischen Ge-
meindeordnung“ ersetzt.

Artikel 20

aufgehoben

Artikel 21

aufgehoben

Artikel 2223)

Änderung der 
Zuständigkeitsverordnung Bodenschutz

In § 1 Abs. 3 der Zuständigkeitsverord-
nung Bodenschutz vom 3. Januar 2008
(GVBl. I S. 7), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vom 14. November 2016 (GVBl.
S. 195), wird die Angabe „kreisangehörigen
Gemeinde mit mehr als 50 000 Einwohnern“
durch „Sonderstatus-Stadt nach § 4a Abs. 2
der Hessischen Gemeindeordnung“ ersetzt.

Artikel 2324)

Änderung der 
Gewerberecht-Zuständigkeitsverordnung

In § 1 Abs. 6 der Gewerberecht-Zustän-
digkeitsverordnung vom 20. Juni 2002
(GVBl. I S. 395), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vom 18. Mai 2018 (GVBl. S. 191),
wird die Angabe „kreisangehörigen Städten
mit mehr als 50 000 Einwohnern“ durch
„Sonderstatus-Städten nach § 4a Abs. 2 der
Hessischen Gemeindeordnung“ ersetzt.

Artikel 2425)

Änderung der 
Wohnungsbindungsverordnung

Die Wohnungsbindungsverordnung vom
27. Februar 1974 (GVBl. I S. 141), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 2. Dezember
2014 (GVBl. S. 314), wird wie folgt geändert:

1. In § 2 Abs. 1 Nr. 2 wird die Angabe
„kreisangehörigen Gemeinden mit mehr
als 50 000 Einwohnerinnen und Ein-
wohnern“ durch „Sonderstatus-Städte
nach § 4a Abs. 2 der Hessischen Ge-
meindeordnung“ ersetzt.

2. In § 5 Nr. 2 wird die Angabe „kreisange-
hörigen Gemeinden mit mehr als
50 000 Einwohnern“ durch „Sondersta-
tus-Städten nach § 4a Abs. 2 der Hessi-
schen Gemeindeordnung“ ersetzt.

Artikel 2526)

Änderung der Verordnung zur 
Bestimmung

verkehrsrechtlicher Zuständigkeiten

In § 10 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. b der Verord-
nung zur Bestimmung verkehrsrechtlicher
Zuständigkeiten vom 12. November 2007
(GVBl. I S. 800), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vom 5. März 2018 (GVBl. S. 38),
wird die Angabe „kreisangehörigen Gemein-
den mit mehr als 50 000 Einwohnern“ durch
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„Sonderstatus-Städten nach § 4a Abs. 2 der
Hessischen Gemeindeordnung“ ersetzt.

Artikel 2627)

Änderung der Verordnung über die 
Zuständigkeiten der Ausländerbehörden

und zur Durchführung des 
Aufenthaltsgesetzes und des 

Asylgesetzes

In § 1 Satz 2 der Verordnung über die
Zuständigkeiten der Ausländerbehörden und
zur Durchführung des Aufenthaltsgesetzes
und des Asylgesetzes vom 4. Juni 2018
(GVBl. S. 251) wird die Angabe „kreisange-
hörigen Gemeinden mit mehr als 50 000
Einwohnerinnen und Einwohnern“ durch
„Sonderstatus-Städten nach § 4a Abs. 2 der
Hessischen Gemeindeordnung“ ersetzt.

Artikel 2728)

Änderung der Verordnung zur 
Durchführung

des Hessischen Rettungsdienstgesetzes

In § 1 Abs. 3 Satz 1 der Verordnung zur
Durchführung des Hessischen Rettungs-
dienstgesetzes vom 3. Januar 2011 (GVBl. I
S. 13), zuletzt geändert durch Verordnung
vom 10. Dezember 2019 (GVBl. S. 395),

wird die Angabe „kreisangehörigen Gemein-
den mit mehr als 50 000 Einwohnerinnen
und Einwohnern“ durch „Sonderstatus-Städ-
ten nach § 4a Abs. 2 der Hessischen Ge-
meindeordnung“ ersetzt.

Artikel 28

Zuständigkeitsvorbehalt

Soweit durch dieses Gesetz Rechtsver-
ordnungen geändert werden, bleibt die Be-
fugnis der zuständigen Stellen, die Verord-
nungen künftig zu ändern oder aufzuheben,
unberührt.

Artikel 29

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der
Verkündung in Kraft.

(2) Abweichend von Abs. 1 tritt Art. 6b 
Nr. 1 am 1. Januar 2021 in Kraft.

(3) Abweichend von Abs. 1 treten Art. 1
Nr. 16 und Art. 4 Nr. 4 und 5 Buchst. a am 
1. April 2021 in Kraft.

(4) Art. 1 Nr. 5a tritt am 31. März 2021
außer Kraft.
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Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt.
Es ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen zu verkünden.

Wiesbaden, den 7. Mai 2020

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  

B o u f f i e r d e s  I n n e r n  u n d  f ü r  Sp o r t  

B e u t h
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